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An unſere Tefer! 
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bezogen und regelmäßig die von der Commune Wien verlangte Waſſer⸗ 


gebühr, ſo insbeſondere Anfangs Februar 1879 für die Zeit vom 
1. Februar bis 1. Auguſt 1879, die entfallende Gebührenquote per 
12 fl. bezahlt. Im Mai 1879 erhielt A. einen Auftrag von dem 
Magiſtrate Wien, mittelſt deſſen ihm angezeigt wurde, daß der Waſſer⸗ 
zufluß in ſein Haus abgeſperrt würde, falls nicht die Bezahlung der 
angeblich rückſtändigen Abzweigungskoſten bis zu einem angegebenen 
Termine erfolgen ſollte. Dieſen Auftrag beantwortete A. in einer Zu— 
ſchrift an den Wiener Magiſtrat dahin, daß er die Waſſerleitung in 
ſein Haus nicht beſtellt habe, daher auch dafür nichts ſchuldig ſei, daß 
er ſeine Waſſergebühr bereits vorhinein bezahlt habe, und daß bei dem 
Umſtande, wo auf dem Hauſe eine diesfällige Laſt nicht einverleibt 
ſei, wie der Grundbuchsſtand ausweiſe, es ihn nichts angehe, wenn 
die Commur Wien die Eintreibung der angeblichen Abzweigungs⸗ 
koſten von dem Vorbeſitzer ſeines Hauſes oder die Anmeldung ihrer 
vermeintlichen Anſprüche bei der Kaufſchillingsvertheilung verſäumt habe. 

Als nichtsdeſtoweniger am 24. März 1879 der Zufluß der 


Hochquellenleitung in das Haus des A. abgeſperrt wurde, belangte 


dieſer die Stadtgemeinde Wien auf Grund des vorſtehenden Sachver⸗ 
haltes wegen Beſitzſtörung. 

Nach durchgeführter Verhandlung erkannte das k. k. ſtädtiſch⸗ 
delegirte Bezirksgericht Wieden mit Beſcheid vom 6. April 1879, 
Z. 14.448: „Die Stadtgemeinde Wien habe ſich durch Abſperrung 
der Hochquellen-Waſſerleitung in das Haus des Klägers einer Beſitz⸗ 
ſtörung ſchuldig gemacht und habe gleiche Beſitzſtörungshandlungen in 
Hinkunft bei Vermeidung eines Pönfalles von 100 fl. für jeden 
Störungsfall zu unterlaſſen und zwar aus Gründen: Vor Allem 
wird die ſeitens der Geklagten in Zweifel gezogene hiergerichtliche 
Zuſtändigkeit begründet. Die Geklagte behauptet nämlich, daß aus dem 
Grunde, weil nach der Miniſterialverordnung vom 7. Juli 1860, 
R. G. Bl. Nr. 172, der Streit wegen geſtörten Beſitzes eines Waſſer⸗ 


werkes von der politiſchen Behörde zu entſcheiden ſei, vorſtehender 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn die Stadtgemeinde Wien die Hochquellen⸗Waſſerleitung 

gegenüber einem ſeinen Verpflichtungen nicht nachkommenden 

Hausbeſitzer abſperrt: ſo iſt dies keine Beſitzſtörung, die vor 

den ordentlichen Civilrichter gehören würde, ſondern haben die 
politiſchen Behörden zu entſcheiden. 

Das Haus CNr. . auf der Wieden in Wien wurde im Jahre 
1877 executiv feilgeboten, von A. erſtanden, demſelben nach vollſtändiger 
Erfüllung der Feilbietungsbedingniſſe, ſowie auch Genehmigung des 
Kaufſchillingsausweiſes gerichtlich eingeantwortet und derſelbe als Eigen⸗ 
thümer grundbücherlich einverleibt. Zur Zeit, als A. das Haus erſtand, 
war in demſelben das Hochquellenwaſſer bereits eingeleitet, — A. 
hatte auch ſtets, ſo lange er das Haus beſitzt, das Hochquellenwaſſer 


Fall nicht zur Competenz des Civilrichters gehöre. Maßgeblich für 
die etwa zweifelhafte Competenzfrage konnte nur das für Oeſterreich 
unter der Enns erfloſſene Waſſergeſetz vom 28. Auguſt 1870, L. G. B. 
Nr. 56, ſein. Der § 71 desſelben normirt, daß alle Angelegenheiten, 
welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer 
nach demſelben Geſetze beziehen, inſoweit ſie nicht der richterlichen 
Competenz unterliegen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörde 
gehören. Der vorliegende Fall iſt ein ſolcher, welcher „die Benützung“ 
betrifft, keineswegs ein ſolcher der „Abwehr“. Nachdem der Haus⸗ 
eigenthümer den richterliche Schutz, wegen des ihm ohne ſeine Zuſtim⸗ 
mung abgeſperrten Waſſerzufluſſes, anruft, wodurch fein Beuützungs⸗ 
recht verletzt wurde, tritt die im vorigen Geſetze bezogene, in 8 55 des 
kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, 
begründete hiergerichtliche Competenz ein. 

Auf die Hauptſache übergehend, wurde nicht beſtritten, daß das 
in das Eigenthum des Klägers übergegangene Haus im Genuße der 


abgezweigten Hochquellen-Waſſerleitung iſt. Die geklagte Stadtgemeinde 
beruft ſich ſogar ausdrücklich auf den mit dem Beſitzvorfahrer des 
Klägers abgeſchloſſenen Vertrag, laut deſſen das Waſſer in das gedachte 
Haus eingeleitet wurde und der Hauseigenthümer ſich verpflichtete, die 
Koſten der Abzweigung vom Hauptrohre zu vergüten, und laut deſſen 
derſelbe lediglich zur Kenntniß nahm, daß die Commune ſich das Recht 
vorbehielt, den Waſſerzufluß, inſolange die Koſten der Abzweigung nicht 
vollſtändig getilgt ſind, zu jeder Zeit abzuſperren. Die Stadtgemeinde 
geſteht auch, daß fie, als die Liegenſchaft durch den Kauf in den Beſitz 
und das Eigenthum des jetzigen Klägers übergegangen war, den Waffer⸗ 
zufluß deshalb abſperrte, weil der Beſitzvorgänger die Einleitungskoſten 
noch nicht getilgt hatte. Nun iſt unbeſtritten und ſtimmt auch mit dem 
§ 25 des citirten Waſſergeſetzes zuſammen, daß Kläger zur Zeit der 
erfolgten Abſperrung im Beſitze, insbeſondere im factiſchen Beſitze des 
Waſſerbezugsrechtes ſich befand. Die mit dem ſrüheren Hauseigenthümer 
getroffene Vereinbarung, daß durch jederzeitige Abſperrung der Waſſer⸗ 


leitung die Abzahlung der Einleitungskoſten erzwungen werden dürfte, 


ging, da ſie grundbücherlich nicht eingetragen wurde, auf den Nach⸗ 
erwerber der Liegenſchaft nicht über und derſelbe war gemäß 8 339 
a. b. G. befugt, die Unterſagung des Eingriffes in ſein factiſches 
Beſitzrecht gerichtlich zu fordern, während der Stadtgemeinde unbenommen 
bleibt, behufs Einbringung ihrer Einleitungskoſten die ordentlichen 
Rechtmittel anzuwenden. Es geht auch nicht an, zur Motivirung des 
Vorgehens der Stadtgemeinde den $ 4 der Kundmachung des Magi⸗ 
ſtrates vom 10. Juli 1876 zu beziehen. Denn die Stadtgemeinde 
hatte den früheren Hauseigenthümer ungeachtet der noch nicht getilgten 
Abzweigungskoſten das Waſſer abgegeben, — als der jetzige Eigen⸗ 
thümer in den Beſitz trat, floß das Waſſer zu. Erſt wenn dieſem 
Eigenthümer die im § 4 cit. bezogene Rechnung zugeſtellt worden wäre 
(was gar nicht behauptet wird), hätte von einer allfälligen Pflicht des⸗ 
ſelben zur Rückvergütung der fraglichen Koſten geredet werden können, 
— und ſelbſt in dieſem Falle erklärt der 8 4 ſelbſt, daß dieſe Koſten 
mittelſt Anwendung der geſetzlichen Zwangsmaßregeln eingehoben werden 
können. Der erſte Punkt des klägeriſchen Begehrens, dahin lautend, daß 
die Abſperrung bei Execution ſofort zu beheben ſei, bedarf keiner rich⸗ 
terlichen Verfügung mehr, weil von Seite der Stadtgemeinde ſeit der 
Klagseinbringung dieſe Abſperrung, wie beiderſeits zugegeben wurde, frei- 
willig wieder aufgehoben und hiedurch der Waſſerzufluß wieder her- 
geſtellt wurde. In Anſehung der künftigen Störungsfälle iſt über die 
Ziffer des Pönfalles zu bemerken, daß deren Höhe in Anbetracht der 
Wichtigkeit des Hochquellenwaſſers für die Sanität des Hauſes nicht 
übertrieben erſcheint, übrigens auch nicht angefochten wurde. 

Ueber den von der Stadtgemeinde Wien wider dieſe Entſcheidung 
ergriffenen Recurs hat das k. k. n. 6. Oberlandesgericht den Erkennt⸗ 
nißbeſcheid des k. k. Bezirksgerichtes Wieden aufgehoben und die Klage 
des A. wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte abgewieſen und den Kläger 
auch zum Erſatze der Koſten erſter und zweiter Inſtanz verurtheilt, — 
welche Entſcheidung nachſtehend motivirt wurde: 

Die Streitſache betrifft die Benützung der Kaiſer Franz Joſefs⸗ 
Hochquellen-Waſſerleitung, eines Waſſerwerkes, zu deſſen Errichtung die 
Bewilligung der politiſchen Behörde und die Erwirkung des Expropria⸗ 
tionsrechtes nach 88 16 und 24 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1860, 
L. G. Bl. Nr. 56, erforderlich und für deſſen Herſtellung ſanitätspoli⸗ 
zeiliche Rückſichten maßgebend waren. Der $ 71 des bezogenen Geſetzes 
erklärt in Ausführung des $ 27 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 93, daß alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Be— 
nützung, Leitung und Abwehr der Wäſſer nach erſterem Geſetze beziehen, 
inſoweit ſie nicht der richterlichen Competenz unterliegen, in den Wir⸗ 
kungskreis der politiſchen Behörden gehören. Da die Competenz in Waſſer⸗ 
rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Gericht und politiſchen Behörden nicht aus⸗ 
drücklich abgegrenzt ift, jo können der gerichtlichen Entſcheidung offen⸗ 
bar nur jene Streitigkeiten vorbehalten werden, bei denen es ſich 
zweifellos nur um ein Privatintereſſe oder nur um die Wiederher⸗ 
ſtellung geſtörten Beſitzes, unvorgreiflich der Wahrung öffentlicher Rück 
ſichten handelt. Die Benützung der Kaiſer Franz Joſefs⸗Hochquellen⸗ 
Waſſerleitung unterliegt öffentlichen Rückſichten, weshalb ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf das Geſetz vom 28. Auguſt 1860, L. G. Bl. Nr. 56, die 
dieſe Benützung betreffende Streitigkeit der Entſcheidung der politiſchen 
Behörde vorzubehalten iſt. Aus dieſem Umſtande, ſerner daß die Kaiſer 
Franz Joſeſs⸗Hochquellen⸗Waſſerleitung von der Stadtgemeinde Wien 
in dem ihr zukommenden natürlichen Wirkungskreiſe der 
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Sanitätspolizei hergeſtellt wurde, von ihr erhalten und betrieben 
wird, ergibt ſich mit Bezug auf die 88 64 und 69 der Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung für die Stadt Wien vom 9. März 1850, L. G. Bl. Nr. 68, 
und auf die, die Benützung der Waſſerleitung regelnde und durch man⸗ 
nigfache adminiftrative Rückſichten beſchränkende Kundmachung des Wiener 
Magiſtrates vom 10. Juli 1876, 3. 70.713 (Nr. 1 des Duplicandum), 
gleichfalls, daß dieſe Entſcheidung der politiſchen Behörde zu unterſtellen 
iſt. Die vom Kläger als Beſitzſtörung gekennzeichnete Abſperrung der 
Hochquellen-Waſſerleitung in fein Haus geſchah in Ausführung der vom 
Wiener Stadtbauamte mit Berufung auf den Auſtrag des Wiener Magi⸗ 
ſtrates, Z. 51.759/1879, an den Kläger unter Androhung der Abſper⸗ 
rung des Waſſerzufluſſes ergangenen Auffordernng zur Zahlung der 
rückſtändigen Abzweigungskoſten. Es handelt ſich alſo bei dem vermeint⸗ 
lichen Beſitzſtörungsacte um den Vollzug einer vom Wiener Magiſtrate 
als politiſchen Behörde getroffenen Verfügung, über deren Rechtmäßigkeit 
das Gericht zu entſcheiden nicht berufen iſt. Aus dieſen Gründen mußte 
das erſtrichterliche Erkenntniß wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte gemäß 
§ 48 J. N. zurückgewieſen und dem Kläger gemäß SS 24 und 26 
des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, der Erſatz der 
Verhandlungskoſten ſowie der Recurskoſten an die Stadtgemeinde Wien 
auferlegt werden. 

Dem wider dieſe obergerichtliche Entſcheidurg ergriffenen Revi⸗ 
ſionsrecurſe des Klägers hat der k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt oberſt⸗ 
gerichtlicher Entſcheidung vom 15. Juli 1879, Z. 7873, keine Folge 
zu geben und die angefochtene Entſcheidung des Oberlandesgerichtes 
unter einfacher Bezugnahme auf deren Begründung zu beſtätigen beſunden. 

R. 


Incompetenz der Gerichte zur Entſcheidung über von Seite einer 
Bezirksvertretung gegen das Aerar erhobene Anſprüche zur Zah⸗ 
lung eingehobener und nicht abgeführter Bezirksumlagen. 

Die Bezirksvertretung L. belangte mit Klage beim k. k. Landes⸗ 
gerichte in Graz die k. k. Finanzprocuratur in Graz in Vertretung des 
k. k. Finanzärars auf Zahlung eines Betrages von 409 fl. 36 kr. für 
durch das k. k. Steueramt L. im Jahre 1873 eingehobene und nicht 
abgeführte Bezirksumlagen ſ. N. G. 

Gegen dieſe Klage erhob die k. k. ſteierm. Finanzprocuratur die 
Einwendung der Incompetenz des k. k. Landesgerichtes. 

Ueber das mit beiden Theilen bei der Tagſatzung am 27. Jänner 
1877 geſchloſſene Verfahren hat das k. k. Landesgericht Graz mit Ur⸗ 
theil vom 23. Februar 1877, Z. 2548, zu Recht erkannt: 

Die von der k. k. ſteierm. Finanzprocuratur erhobene Einwendung 
der Incompetenz dieſes k. k. Landesgerichtes hat ſtatt und wird das 
Klagebegehren abgewieſen. Die Bezirksvertretung L. iſt ſchuldig, dem 
geklagten k. k. Finanzärar zu Handen der k. k. Finanzprocuratur in 
Graz die Gerichtskoſten zu bezahlen. Gründe: 

„Gegen die vorliegende Klage der Bezirksvertretung L. erhebt 
die k. k. Finanzprocuratur noe. des Finanzärars vor Allem die Ein- 
wendung der Incompetenz, da zur Entſcheidung dieſes Rechtsſtreites aus⸗ 
ſchließlich das Reichsgericht (Art. 3, lit. a des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, und § 16 des Geſetzes 
vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44) competent ſei, da es ſich 
um einen im ordentlichen Rechtswege nicht auszutragenden Rechts⸗ 
anſpruch einer öffentlichen Körperſchaſt, der Bezirksvertretung, an die Ge⸗ 
ſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, das 
Finanzärar, den Fiscus handle. 

Dieſer Einwendung muß unbedingt Folge gegeben werden. 

Die Einhebung der Bezirksumlagen durch die k. k. Steuerämter 
in Steiermark gründet fi auf das Geſetz vom 14. Juni 1866, L. G. 
und V. Bl. Nr. 19. Zunächſt muß nun conſtatirt werden, daß dieſes 
Geſetz in allen ſeinen Beſtimmungen dem öffentlichen Rechte angehört. 
Rechtsverhältniſſe nun, welche durch dieſes Geſetz geſchaffen werden 
oder auf Grund dieſes Geſetzes entſtehen, fallen in das Gebiet des öffent. 
lichen Rechtes und nicht in jenes des Privatrechtes, können daher nicht 
nach civilrechtlichen, ſondern nur nach öffentlich rechtlichen Grundſätzen 
beurtheilt und entſchieden werden. 

Daß der ſtrittige Rechtsanſpruch aber in das Gebiet des öffent⸗ 
lichen Rechtes gehört, ergibt ſich noch aus der weiteren Erwägung: Das 
bezogene Geſetz zwingt den Staat einerſeits zu geſtatten, daß die k. k. 
Steuerämter die Bezirksumlagen einheben und nöthigt die Bezirksver⸗ 
tretungen andererſeits, ihre Umlagen nur durch die k. k. Steuerämter ein⸗ 


heben zu laſſen und fich feiner anderen Organe hiezu zu bedienen. Dieſes 
Zwangsverhältniß, in dem ſich der Staat und die Bezirksvertretungen 
und zwar inſolange, als das Geſetz im verfaſſungsmäßigen Wege nicht 
abgeändert oder beſeitigt iſt, befinden und dem ſich kein Theil entziehen 
kann, gibt dem in Rede ſtehenden Rechtsverhältniſſe auſ Seite des Staates 
den Charakter einer Laſt, die vom Staate im öffentlichen Intereſſe über⸗ 
nommen wurde, daher auch dieſes Rechtsverhältniß nur nach den Prin⸗ 
eipien des öffentlichen Rechtes und nicht nach jenen des Privatrechtes 
beurtheilt werden kann und darf, 

Die Eintebung der Bezirksumlagen der Bezirksvertretung L. durch 
das k. k. Steueramt L. gründet ſich lediglich auf 8 53 des citirten 
Geſetzes und nicht etwa auf einen zwiſchen dem Staate und der Be⸗ 
zirksvertretung L. dießfalls in Gemäßheit des 17. Hauptſtückes des bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches abgeſchloſſenen Vertrag; es kann daher auch weder 
von einem Verwahrungsvertrage, noch einem Bevollmächtigungsvertrage, 
noch von einem Darleihensvertrage, noch von einer condictio sıne cau a 
die Rede ſein, wie Klägerin vermeint. 

Aber auch ein Quaſi⸗Contractsverhältniß liegt nicht vor, da der 
Staat durch das bezogene Geſetz nur die Verpflichtung übernahm, zu 
geſtatten, daß die Bezirksumlagen durch das k. k. Steueramt eingehoben 
werden, der Staat zugegebenermaßen dieſer Verpflichtung auch nachkam 
und nicht angenommen werden kann, daß der Staat außer dieſer Ver⸗ 
pflichtung auch noch die Obliegenheiten eines Geſchäftsführers über⸗ 
nehmen wollte. Da nun weder ein Contracts noch ein Quaſi-Contracts⸗ 
verhältniß vorliegt, ſo muß der mit der vorliegenden Klage geltend 
gemachte Rechtsanſpruch auch noch aus dieſem weiteren Grunde als ein 
im ordentlichen Rechtswege nicht austragbarer erklärt und das Klage⸗ 
begehren wegen Incompetenz des Gerichtes abgewieſen werden. 

Da der vom Geklagten erhobenen Einwendung der Incompetenz 
Folge gegeben wird, hat die Meritalentſcheidung dieſes Rechtsſtreites 
zu entfallen“ 

Ueber Appellation der Klägerin hat das k. k. Oberlandesgericht 
mit Urtheil vom 9. Mai 1877, Z. 3632, das Urtheil des k. k. Landes⸗ 
gerichtes Graz vom 23. Februar 1877, 3. 2548, abzuändern und zu 
erkennen befunden: 

„Die von der k. k. ſteiermärkiſchen Finanzprocuratur in Vertre⸗ 
tung des geklagten Finanzärars erhobene Einwendung der Incompetenz 
habe nicht ſtatt und es werde dem k. k. Landesgerichte Graz aufgetra- 
gen, in der Hauptſache das weitere Amt zu handeln.“ 

Das geklagte Finanzärar wird ſchuldig erkannt, der klagenden 
Bezirksvertretung die Appellationskoſten zu erſetzen. Gründe: 

Unſtreitig gehört die Frage, ob der Staat zur Einhebung der 
Bezirksumlagen verpflichtet iſt, als durch das Landgeſetz vom 14. Jun 
1866, L. G. Bl. Nr. 19, geregelt, dem öffentlichen Rechte an. 

Daraus folgt aber noch nicht, daß die aus dieſer Verpflichtung 
ſich ergebenden rechtlichen Conſequenzen, namentlich die im vorliegenden 
Proceſſe ſtreitigen Fragen, ob und in welcher Weiſe der Staat die ein⸗ 
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gehobenen Bezirksumlagen der Bezirksvertretung auszufolgen habe, dann 
ob und welche Haftung ihn für die ungeſchmälerte Abfuhr dieſer Um⸗ 
lagen gegenüber der Bezirksvertretung treffe, ebenfalls nur nach den 
Grundſätzen des öffentlichen Rechtes zu beurtheilen ſind und ſich deßhalb 
der Judicatur der ordentlichen Gerichte entziehen. 

Zur richtigen Entſcheidung dieſer Frage, über welche das bezogene 
Landesgeſetz keine Beſtimmung enthält, iſt vielmehr zu unterſuchen, ob 
das durch die Einhebung der Bezirksumlagen ſeitens des Staates zwiſchen 
dieſem und der Bezirksvertretung entſtehende Rechtsverhältniß ſeiner 
Natur nach ein derartiges iſt, daß es ebenfalls unter die Normen des 
öffentlichen Rechtes ſällt. 

Dieß iſt nun keineswegs der Fall. Der Anſpruch, welchen die 
Bezirksvertretung auf Ausfolgung der vom Staate für fie eingehobenen 
Bezirksumlagen an den Staat erhebt, berührt die Allgemeinheit nicht, 
ſondern iſt lediglich zwiſchen den beiden daran unmittelbar Betheiligten, 
nämlich der Bezirksvertretung und dem Staate, auszutragen, die hiebei 
zur Sprache kommenden Fragen ſind nur an der Hand des Privatrechtes 
zu löſen und haben mit dem öffentlichen Rechte nichts zu ſchaffen, es 
unterliegt daher auch keinem Zweifel, daß dieſer Anſpruch, mag er auch 
ſeinen mittelbaren Urſprung in einer aus öffentlichen Rückſichten getroffe- 


nen Maßregel haben, nur im ordentlichen Rechtswege zur Austragung 
gelangen kann. 


80 Die vom geklagten Finanzärar wider die Klage erhobene, auf die 
Beſtimmung des Art. 3 lit. a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decem⸗ 


ber 1867, R. G. Bl. Nr. 143, und $ 16 des Geſetzes vom 18. April 
1869, R. G. Bl. Nr. 44, geſtützte Einwendung der Incompetenz mußte 
deshalb als unſtatthaft erkannt und dem Landesgerichte aufgetragen werden, 
in der Hauptſache das weitere Amt zu handeln. 

Da in Gemäßheit des § 26 ſum. Verfahrens über die Einwen⸗ 
dung der Incompetenz zugleich mit der Hauptſache verhandelt wurde, 
über die letztere aber nunmehr erſt zu entſcheiden ſein wird, da ferner 
beſondere Koſten, welche der Klägerin etwa durch die Einwendung der 
Incompetenz allein entſtanden wären, nicht vorhanden ſind, entfällt ein 
obergerichtlicher Spruch bezüglich der Gerichtskoſten erſter Inſtanz, da⸗ 
gegen muß das geklagte Aerar nach SS 24 und 26 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, zum Erſatze der Appellations⸗ 
koſten verhalten werden, weil dieſelben nur durch die als unbegründet 
erkannte Einwendung der Incompetenz verurſacht worden ſind.“ 

Ueber Reviſion der k. k. Finanzprocuratur hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 28. November 1877, 3. 8760, die 
in dieſer Rechtsſache geſchöpften Urtheile des k. k. Landesgerichtes Graz 
und des k. k. Oberlandesgerichtes ſammt der bezuͤglichen Verhandlung 
und dem über die Klage ergangenen Beſcheide des k. k. Landesgerichtes 
in Graz vom 2. Mai 1876, Z. 12.793, aufzuheben und auszuſprechen 
befunden: Die von der Bezirksvertretnng L. wider das k. k. Finanzärar 
eingebrachte Klage auf Zahlung eines Betrages von 409 ft. 36 kr. 
an eingehobenen Bezirksumlagen ſ. N. G. wird wegen Unzuſtändigkeit 
der Gerichte zurückgewieſen und die klagende Bezirksvertretung hat dem 
Geklagten die Gerichtskoſten der erſten Inſtanz, ſowie die Reviſions⸗ 
koſten zu erſetzen und die Koſten ihrer Appellationsbeſchwerde allein zu 
tragen und zwar aus nachſtehenden Gründen: 

Laut der bezogenen Geſetzesſtelle ſind die Bezirksumlagen den l. f. 
Steuern gleichgehalten und von den Organen einzuheben, denen die 
Einhebung der Landesumlagen zuſteht. Demnach beruht die Einhebung 
der erwähnten Umlagen, folglich auch deren Abfuhr an den Bezugs⸗ 
berechtigten auf Vorſchriften des öffentlichen Rechtes und das hiedurch 
begründete Rechtsverhältniß erſcheint als ein dem öffentlichen Rechte 
angehöriges. Da nun die Verbindlichkeit der mit der Einhebung und 


Abfuhr der Bezirksumlagen beauftragten Organe dem öffentlichen Rechte 


angehört, können die daraus ſich ergebenden Folgen für ſich allein ein 
privatrechtliches Verhältniß zwiſchen dem Bezugsberechtigten und jenen 
Organen, beziehungsweiſe dem Aerar nicht begründen und iſt hiemit 
die höhere Verwaltungsinſtanz zur Erledigung der Anſtände berufen, 
welche in Anſehung der Ausfolgung eingehobeuer Umlagen zwiſchen den 
hiezu verpflichteten Organen und der Bezirksvertretung ſich ergeben, ſo 
können, im Falle ein bezüglicher Anſpruch an das Aerar geſtellt und 
wie nach Inhalt der erhobenen Klage ein durch beſonderen Rechtsact 
zwiſchen dem Kläger und dem Geklagten geſchaffenes oder ſonſt auf einen 
beſonderen privatrechtlichen Titel zurückführendes Privatrechtsverhältniß 
als Klagegruud nicht geltend gemacht wird, keineswegs die Gerichte zur 
Entſcheidung der Frage angerufen werden, ob die eingehobenen Umlagen 
der Bezirksvertretung auszufolgen ſind. Nachdem daher der Gegenſtand 
der Klage zur richterlichen Entſcheidung als nicht geeignet ſich darſtellt 
und deshalb die Klage von Amtswegen zurückzuweiſen war, mußten im 
Sinne des 8 48 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, R. G. Bl. 
Nr. 251, auch der über dieſelbe ergangene Beſcheid, das durchgeführte 
Rechtsverfahren und die geſchöpften Urtheile aufgehoben werden. Hieraus 
ergibt ſich aber weiter, daß der klagenden Bezirksvertretung gemäß den 
88 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, 
ſämmtliche aus ihrer Klage entſtandenen Koſten zur Laſt zu legen ſind.“ 
Ger.⸗H. 


Den mit der Ausübung der Polizeigewalt verbundenen Koſten 
der Ortsbehörde ſteht das geſetzliche Pfandrecht nicht zu. 

Auf Anſuchen des Magiſtrates in K. wurde aus Polizeirückſichten 
ein baufälliges Haus gerichtlich feilgeboten und um den Betrag von 
8 fl. verkauft. 

Die Verhandlungs- und Feilbietungskoſten wurden vom Magi⸗ 
ſtrate mit 45 fl., und nebenbei vom Staatsſchatze die rückſtändigen 
Steuern aus dem lezten Triennium mit 11 fl. zum Meiſtbote liquidirt. 
Nur die letzteren wurden dem Staatsſchatze von dem k. k. Landes⸗ 
gerichte in Krakau zugeſprochen, hingegen hat die zweite Inſtanz auf 
Grund der Beſtimmungen des § 28 der C. O. auch dem Magiſtrate 
die Feilbietungskoſten zuerkannt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit der Entſcheidung 


vom 27. December 1878, Z. 13.990, den erſtrichterlichen Beſcheid 
beſtätigt in Erwägung, daß der Magiſtrat der Stadt K. als politiſche 
Ortsobrigkeit kraft des der Gemeinde übertragenen Wirkungskreiſes auf 
Grund des diesfalls gefällten politiſchen Erkenntniſſes um Vornahme 
der Veräußerung der verödeten Realität aus Polizeirückſichten bei der 
Gerichtsbehörde im Sinne des § 3 der Miniſterialverordnung vom 
2. September 1856, R. G. Bl. Nr. 164, eingeſchritten iſt. Es iſt 
aber nirgends im Geſetze ausgeſprochen, daß derlei mit der Ausübung 
der Polizeigewalt verbundenen Koſten der Ortsbehörde ein geſetzliches 
Pfandrecht auf der zu veräußernden Realität zuſtehen würde, und eine 
Analogie mit dem Geſetze über das Concursverfahren iſt diesfalls nicht 
zutreffend, weil durch die Eröffnung des Concurſes das geſammte 
der Execution unterliegende Vermögen, welches ein zahlungsunfähig 
gewordener Schuldner beſitzt oder welches ihm während der Dauer des 


Concurſes zufällt, der freien Verfügung desſelben entzogen wird, und 


die Geſammtheit derjenigen Gläubiger, deren Anſprüche zur Zeit der 
Eoncurseröffnung beſtanden haben, das Recht erlangt, dieſes Vermögen 
nach den Beſtimmungen der Concursordnung zu ihrer Befriedigung zu 
verwenden, während es ſich in dem vorliegenden Falle nur um ein 
einzelnes Vermögensobject des Schuldners handelt, indem die Ver⸗ 
äußerung einer Realität aus Polizeirückſichten ſtattfand, daher auf den 
erzielten Kaufpreis nach den allgemeinen Beſtimmungen der Gerichts⸗ 
ordnung nur die privilegirten und die Hypothekargläubiger einen 
Anspruch haben. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XIIII. Stück. Ausgeg. am 25. September. 

113. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. Auguſt 1879, womit 
der Betrag des von den Sträflingen in den Strafanſtalten zu leiſtenden täglichen 
Erſatzes an Strafvollſtreckungskoſten für die Jahre 1880, 1881 und 1882 be⸗ 
ſtimmt wird. f 

114. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. September 1879, betref⸗ 
fend die Zuweifung der Gemeinden Lyezana, Janczowa und Jaſienna zu dem 
Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Neu-Sandec in Galizien. 

115. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 19. September 1879, betref⸗ 
fend die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit in Strafſachen des ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Alſergrund auf den Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirks⸗ 
gerichtes Joſefſtadt in Wien. 

XLIV. Stück. Ausgeg. am 27. September. 

116. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
12. September 1879, betreffend die Ermächtigung des k. k. Stadtpoſtamtes Pilſen 
zur Abfertigung von Poſtſendungen im Gewichte auch über 2˙5 Kilogramm ins 
Ausland ohne Intervention der Gefällsorgane. 

117. Berordnung der Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 26. September 1879, betreffend die Aufhebung der mit den Verord⸗ 
nungen vom 7. Mai 1871 (R. G. Bl. Nr. 34), vom 24. März und 7. Juni 
1878 (R. G. Bl. Nr. 22 und 50), und vom 8. April 1879 (R. G. Bl Nr. 52) 
wegen der Gefahr der Einſchleppung anſteckender Krankheiten aus der Schweiz, 
aus Deutſchland, Rußland, Rumänien, der Türkei, aus Serbien und Montenegro 
verfügten Waaren⸗Ein⸗ und Durchfuhr⸗Verbote. 

XLV. Stück. Ausgeg. am 30. September. 

118. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
18. September 1879, betreffend die Verlegung des Nebenzollamtes II. Claſſe, 
zugleich Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Agentie, vom S. Giorgio nach Gradaz, dann der 
Zoll⸗, Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Expoſitur von Dervenik nach S. Giorgio. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
(Nachtrag zum I. Quartal.) 
XV. Stück. Ausgeg. am 1. April. 
26. Gefetz vom 3. März 1879, betreffend die Regelung der Rechtsverhältniſſe 
der zum activen Militärdienſte einberufenen, aus dem Bezirks⸗ reſpective Landes⸗ 
fonde dotirten Volks⸗ und Bürgerſchullehrer Niederöſterreichs. 
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27. Geſetz vom 3. März 1879, betreffend die Erlaſſung eines allgemeinen 
Subſt itutionsnormales für öffentliche Volks⸗ und Bürgerſchulen. 


(IH. Quartal.) 
XIX. Stück. Ausgeg. am 26. Auguſt. 
32. Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns vom 4. Auguſt 1879, Z. 24.891, womit eine Beſchränkung des freien 
Verkaufes der Blanquette von Heimatſcheinen ausgeſprochen wird. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. a 
IX. Stück. Ausgeg. am 30. September. 


14. Kundmachung des k. k. Statthalters für das Erzherzogthum Oeſter⸗ 
reich ob der Enns vom 15. Auguſt 1879, Z. 8458, betreffend die Conſtituirung 
der Gemeinden Gallneukirchen und Engerwitzdorf. 

15. Erlaß des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 20. September 
1879, 3. 2328,/Präſ., betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes der 
Blanquette von Heimatſcheinen. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 
X. Stück. Ausgeg. am 4. Auguſt. 
15 Geſetz vom 7. Juli 1879, womit eine Bauordnung für das Herzog⸗ 
thum Salzburg, mit Ausſchluß der Landeshauptſtadt, erlaſſen wird. 
XI. Stück. Ausgeg. am 23. Auguſt. 
16. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg, ddo. 31. Juli 
1879, Z. 3155, betreffend die Aufhebung der Vorſchrift über die Nachweiſung 


der erſolgten Verehelichung der dauernd Beurlaubten und Reſervemänner. 


17. Erlaß des k. k. Landespräſidiums zu Salzburg, ddo. 16. Auguſt 
1879, Nr. 940, betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes von Blanquetts 
für Heimatſcheine. 
XII. Stück. Ausgeg. am 17. September. 
18. Kundmachung des k. k. Statthalters von Salzburg vom 24. Auguſt 
1879, Z. 3216, über die für das Jahr 1879 und beziehungsweiſe nachträglich 
für das Jahr 1878 Allerhöchſt genehmigten Gemeindeumlagen. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Kabinetsſecretär Hofrathe Anton Ritter 
Pachner v. Eggenſtorff den Fretherruſtand taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Aeußern Alfred Garzarolli Edlen v. Thurnlack taxfrei den Titel 
eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums hat den Polizei⸗ 
commiſſär Dr. Joſef Riß und den Bezirkscommifſär Franz Ritter Kozaryn 
v. Okulicz zu Miniſterialvicefecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hilfsämter⸗Directionsadjuncten 
Stanislaus v. Dore zum Vorſtonde des Archives und Protokolles für politiſche 
Correſpondenzen und den Hof- und Miniſterialofficial erſter Claſſe Wilhelm 
Semeleder zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten ernannt. 


Erledigungen. 


Baurathsſtelle bei der böhm. Statthalterei mit der ſiebenten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis 20. De⸗ 
cember. (Amtsbl. Nr. 282.) 


Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Staatsbeumte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1880. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General⸗ 
Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


BE Diezu als Beilage: Bogen 23 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


